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DER DELEGIERTENVERSAMMLUNG
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Weitere gemeinsame Anstrengungen in der 

Bekämpfung der Corona-Pandemie erforderlich 

– dringend zu schaffende Rahmenbedingungen

Die Delegierten des Deutschen Hausärzteverbandes fordern 

den Gesetzgeber, die Körperschaften und die Krankenkassen 

auf, die notwendigen Rahmenbedingungen dafür zu schaf-

fen, dass die Bekämpfung der Corona-Pandemie auch im am-

bulanten Bereich erfolgreich weiter fortgeführt werden kann.

Zu den zu schaffenden Rahmenbedingungen gehören un-

abdingbar:

1. Endlich eine Vereinfachung der Testbürokratie, der  

Zugriff auf zuverlässige Laborkapazitäten, eine unbüro-

kratische und angemessene Honorierung – insbesonde-

re auch für die Testung von infektiösen Patientinnen und 

Patienten, denn diese bedürfen unserer intensiven und in 

Pandemiezeiten besonders aufwendigen Behandlung.

2. Eine Priorisierung der Tests in den hausärztlichen  

Praxen in folgender Reihenfolge

a. Symptomatische Patientinnen und Patienten – die Be-

handlung erkrankter Menschen ist und bleibt Kern unserer 

ärztlichen Tätigkeit. Alle folgenden Konstellationen kön-

nen bzw. sollten, sofern die eigene Praxis ausgelastet ist oder 

das Labor keine Kapazitäten mehr zur Verfügung stellt, an 

die regionalen Teststrecken verwiesen werden. 

b. Kontaktpersonen von positiv getesteten Personen – 

sofern die Gesundheitsämter vor Ort dies nicht eigenstän-

dig sicherstellen.

c. Personal und Bewohner*innen von Heimen, Pflege- 

und medizinischen Einrichtungen – diese Menschen be-

dürfen unsere besondere Zuwendung und sind in der Ver-

gangenheit leider immer wieder vernachlässigt worden.

d. Menschen, die aus Risikogebieten kommen.

e. Darüber hinaus können Testungen im Einzelfall sinnvoll 

sein. Diese dürfen aber nicht dazu führen, dass o.g. Prioritä-

ten vernachlässigt werden. 

Dr. Markus Beier,  
Vorsitzender des 
Bayerischen Hausärzte-
verbandes. 
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3. Die Umsetzung eines Bonus für unsere MFAs / VERAHs 

wie bei den Pflegekräften.

4. Die telefonische Fernbehandlung „leichter Infekte“ mit 

einer Isolierung bzw. Krankschreibung für 5 bis 7 Tagen 

muss wieder ermöglicht werden. Ggf. müssen– je nach In-

fektzahlen – die Testzentren auch für diese Patienten (wie-

der) geöffnet werden.

5. Der zentrale Bezug von Schutzausrüstung durch die 

Kassenärztlichen Vereinigungen nach bestimmten Versor-

gungskriterien muss gesichert sein.

6. Multiplex-Testungen zu Lasten der Krankenkassen müs-

sen – bei entsprechender klinischer Symptomatik – ermöglicht 

werden (z.B. Influenza und CoViD-19 Test in einem Abstrich).

7. Je mehr das öffentliche Leben in diesem Herbst wieder 

in die Innenräume wandert, umso konsequenter sollten 

die AHA-Regeln weiter beachtet und die Bürgerinnen und 

Bürger durch entsprechende Informationskampagne daran 

erinnert werden.

Corona-Sonderbonus MFA

Die besonderen Leistungen von Mitarbeitenden in Haus-

arztpraxen während der Corona-Pandemie ist analog dem 

Corona-Sonderbonus in der Altenpflege mit einem ange-

messenen finanziellen Bonus zu würdigen. Dieser ist aus 

Steuermittel zu finanzieren.

Nationale Teststrategie

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die nationale Teststra-

tegie zu ergänzen. Die nationale Teststrategie soll um die Mög-

lichkeit kostenfreier SARS-COV-2-Tests für medizinische Fa-

changestellte ergänzt werden. Medizinische Fachangestellte 

als Hochrisikogruppe im ambulanten Bereich sollen in der na-

tionalen Teststrategie SARS-COV-2 Berücksichtigung finden.

Prävalenzerhebung

Die Delegiertenversammlung fordert die Bundesregierung 

auf, endlich repräsentative Stichproben zur Prävalenz von 

Sars-Cov-2-Infektionen in Deutschland zu erheben.
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Keine Zwangsverpflichtung

Die Delegiertenversammlung weist die Bundesregierung 

darauf hin, dass unsere hausärztliche Aufgabe die Versor-

gung von Kranken ist. Wir wehren uns gegen jede Zwangs-

verpflichtung zur Pandemieabwehr, wenn dies zu Lasten 

der Versorgung der uns anvertrauten und vertrauenden 

Patient:innen geschehen müsste.

Zweite Versorgungsebene in Pandemiezeiten 

neben der Regelversorgung – Pandemie meistern 

heißt Hausärzte schützen

Der Deutsche Hausärzteverband fordert den Gesetzgeber 

auf, den Nationalen Pandemieplan (NPP) zu aktualisieren, 

finanzielle Mittel in ausreichendem Maße bereitzustellen 

und beim Aufbau der Logistik und Schutzmaßnahmen den 

Sachverstand der Hausärzte aus der Regelversorgung ein-

zubinden.  

Corona-Abstriche

Der Hausärzteverband möge das RKI, das BMG und die DE-

GAM auffordern, die Kriterien für die Corona-Abstrich-In-

dikation so zu modifizieren, dass eine Überlastung der aus-

führenden Hausarztpraxen ausgeschlossen wird.

Wir schlagen eine Testreduktion auf begründete Verdachts-

fälle oder ärztlich begründete Indikationen vor (z. B. Arbei-

ten im medizinischen Bereich, Rückkehr aus Risikogebiet).

Außerdem fordert der Hausärzteverband die o. g. Instituti-

onen auf, die wissenschaftliche Evidenz der Teststrategie zu 

überprüfen.

Telefon-AU ohne weitere Bürokratie

Der verantwortungsvolle Umgang mit der Telefon-AU 

durch Hausärzte und Patienten ist in der Pandemie-Situati-

on mittlerweile bewiesen. Täglich wechselnde und regional 

aufsetzende Bestimmungen, wie sie sich der G-BA vorstellt 

und beschlossen hat, sind im Praxisalltag gerade bei der 

arbeitsrechtlich wichtigen Begutachtung nicht einzuhalten. 

Die Telefon-AU ist aus Sicht der Hausärzte wieder uneinge-

schränkt und dauerhaft zu ermöglichen.

IT-Sicherheitsrichtlinie für (Haus-) Arztpraxen

Der Vorstand des Deutschen Hausärzteverbandes wird be-

auftragt, Kontakt zur Bundesregierung aufzunehmen, um 

Einfluss auf die geplanten staatlichen Vorgaben zur Digita-

lisierung und zum Datenschutz in den Praxen zu nehmen.

Derzeit befinden sich die geplante IT-Sicherheitsrichtlinie 

sowie die Vorgaben zur Telematikinfrastruktur noch in Ab-

stimmung zwischen BSI (Bundesamt für Sicherheit in der 

Informationstechnik) und KBV.

Feststellung der Fristverletzung gemäß § 291f 

SGB V

Die Delegiertenversammlung hat festgestellt, dass die si-

cheren Kommunikationsdienste nach § 291b Abs. 1e SGB V 

rechtzeitig für die Arztpraxen zur Verfügung stehen müs-

sen. Der Vorstand der KBV wird aufgefordert, die gematik 

aufzufordern, eine verbindliche Aussage zur Verfügbarkeit 

der KIM-Dienste zu treffen.

e-Health-Konnektor

Um der seitens der Industrie verschuldeten zeitlichen Ver-

schiebung Rechnung zu tragen, muss der Zuschlag (60 EUR) 

zur Pauschale zur Finanzierung des Konnektor-Updates auf 

den eHealth-Konnektor analog der Einführung der eAU bis 

zum 30.09.2021 verlängert werden. 

Die Delegierten des Deutschen Hausärzteverbandes for-

dern alle Vertreterinnen und Vertreter des Deutschen 

Hausärzteverbandes in den Gremien der Kassenärztlichen 

Bundesvereinigung (KBV) und den Kassenärztlichen Ver-

einigungen (KV) auf, durch entsprechende Antragsverfah-

ren und Beschlussvorlagen z.B. in Vertreterversammlungen, 

Hauptausschüssen, Beratenden Fachausschüssen usw. sich 

für die Verlängerung einzusetzen.

Der Geschäftsführende Vorstand wird gebeten, diese Linie 

bei EBM-Regelungen gegenüber der Kassenärztlichen Bun-

desvereinigung und den Krankenkassen öffentlich zu kom-

munizieren und Änderungen einzufordern. 

Vollständige Kostenerstattung für IT-Sicherheit

Die DV fordert die vollumfängliche Erstattung aller mit der 

IT-Sicherheit verbundenen Kosten aufgrund von Sicher-

heitsvorgaben. Außerdem wird eine praxistaugliche Defi-

nition der IT-Sicherheitsrichtlinien eingefordert, die einer-

seits die Sicherheit angemessen darstellt, andererseits den 

Aufwand auch für kleinere und mittlere Praxisstrukturen 

abbildbar macht.

Förderung der Finanzierung der Digitalisierung 

und IT Sicherheit bei Hausärzt*innen

Der Deutsche Hausärzteverband fordert den Gesetzge-

ber auf, dass die Digitalisierung der Hausarztpraxen in ver-

gleichbarer Höhe gefördert wird wie in Krankenhäuser. Wer 

Digitalisierung will, der soll auch die Kosten für die Folge-

technologie bereitstellen und diese nicht der Patientenver-

sorgung entziehen.

Anke Richter-Scheer, 
stellvertretende 
Vorsitzende des 
Deutschen Hausärzte-
verbandes

Abstimmung: Viele der 
Beschlüsse wurden 
einstimmig getroffen. 

Starkes „Backoffice“: Zahlreiche Kräfte 
haben die digitale Teilnahme einiger 
Delegierten per Livestream ermöglicht.
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Mucofalk® Apfel/Orange/Fit.Wirkstoff: IndischeFlohsamenschalen (PlantagoovataSamenschalen,
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strebt wird, z. B. bei schmerzhafter Stuhlentleerung nach operativen Eingriffen im Enddarmbereich,
bei Analfissuren, Hämorrhoiden. Unterstützende Therapie bei Durchfällen unterschiedlicher Ursa-
che. Erkrankungen, bei denen eine Erhöhung der täglichen Ballaststoffaufnahme angestrebt wird,
z. B. bei Reizdarmsyndrom, wenn die Obstipation im Vordergrund steht. Zusätzlich Mucofalk®

Fit: Unterstützend zu einer Diät bei Hypercholesterinämie. Gegenanzeigen: Überempfindlichkeit
gegen Flohsamen oder einen der sonst. Bestandteile, plötzliche Änderung der Stuhlgewohnheit
(länger als 2 Wochen), nicht abgeklärte rektale Hämorrhagien, nicht erfolgte Defäkation nach
Einnahme eines Abführmittels, Schluckstörungen und andere Hals- und Rachenprobleme, Ste-
nosen des Oesophagus, der Cardia oder im Gastrointestinaltrakt, drohender oder bestehender
Darmverschluss (Ileus), Darmlähmung oder Megakolon-Syndrom. Kinder unter 12 Jahren. Warn-
hinweise: Vorsicht bei Kotstau und Beschwerden wie Bauchschmerzen, Übelkeit und Erbrechen;
auf reichlich Flüssigkeitszufuhr achten. Eine Einzeldosis enthält 0,5 g Sucrose und 90 mg Natrium.
Nebenwirkungen: Blähungen und Völlegefühl (klingen normalerweise im Verlauf der Behandlung
ab). Bei ungenügender Flüssigkeitszufuhr (mind. 150 ml) können Bauchblähungen und Kotstau
auftreten; Gefahr eines Ileus oder einer Oesophagusobstruktion. Überempfindlichkeitsreaktionen
nach oraler Einnahme oder durch Hautkontakt, wie Rhinitis, Konjunktivitis, Bronchospasmus, und
in einigen Fällen ein anaphylaktischer Schock oder auch Hautreaktionen, wie Exanthem und Pru-
ritus, möglich. Wechselwirkungen: siehe Gebrauchsinformati-
on. Dosierungsanleitung: Erwachsene und Heranwachsende
ab 12 Jahren: 2–6 x tägl. 1 ML bzw. 2–6 x tägl. den Inhalt
eines Beutels nach Einrühren in reichlich Flüssigkeit einnehmen.
Packungsgrößen: 20 Btl., 100 Btl., 150 g Dose, 300 g Dose,
Mucofalk® Fit nur in Btl. Stand: 10/2018
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Die sanfte Kraft von Plantago ovata

Natürliche Kraft für
gute Verdauung
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Finanzierung zusätzlicher stationärer 

Kartenterminals

Die TI-Finanzierungsvereinbarung zwischen KBV und GKV-SV sieht vor, 

dass zusätzliche stationäre Kartenterminals in den Arztpraxen finanziert 

werden. Dabei richtet sich die Zahl der finanzierten Terminals je Arztpra-

xis richtigerweise nach der Zahl der Behandlungsfälle und schafft somit 

für Praxen mit mehr Patient*innen die Möglichkeit, zusätzliche Terminals 

zu finanzieren. Allerdings werden zur Ermittlung der Fallzahlen die Quar-

tale 3 und 4 des Jahres 2016 und die Quartale 1 und 2 des Jahres 2017 der 

jeweiligen Praxen herangezogen. Für Neupraxen gilt der Fachgruppen-

durchschnitt dieser Quartale.

Die Delegierten des Deutschen Hausärzteverbandes fordern alle Vertreterin-

nen und Vertreter des Deutschen Hausärzteverbandes in den Gremien der 

Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) und den Kassenärztlichen Ver-

einigungen (KV) auf, durch entsprechende Antragsverfahren und Beschluss-

vorlagen z.B. in Vertreterversammlungen, Hauptausschüssen, Beratenden 

Fachausschüssen usw. eine Anpassung der Regelung zur Finanzierung von 

zusätzlichen stationären Kartenterminals aus der TI-Finanzierungsverein-

barung auf Basis des jeweils aktuell vorliegenden Quartals bei der Ermitt-

lung der Fallzahlen einzufordern. Dabei sollen auch die HZV-Patienten bei 

der Fallzahlzählung berücksichtigt werden und die Corona-Quartale nicht 

mit in den Vorjahresquartalsbezug eingerechnet werden.

Der Geschäftsführende Vorstand wird gebeten, diese Linie bei EBM-Re-

gelungen gegenüber der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und den 

Krankenkassen öffentlich zu kommunizieren und Änderungen einzu-

fordern.

Sicherung der Patientenversorgung durch Ersatzverfahren

Die Einführung neuer elektronischer Übermittlungsverfahren ist mit Un-

wägbarkeiten durchsetzt und mit fehlenden Sicherheitsrollbackoptio-

nen gekennzeichnet, die – wie kurz nach Markteinführung bereits erlebt 

– zu einem Komplettausfall führen können. Um die Patientenversorgung 

jederzeit lückenlos gewährleisten zu können, fordert die Delegiertenver-

sammlung zu jedem elektronischen Übertragungsformat ein Ersatzver-

fahren, das alternativ, sanktionsfrei und dauerhaft genutzt werden kann.

Mängel am Patientendaten-Schutz-Gesetz (PDSG)

Die Delegierten fordern den Bundesvorstand auf, die Umsetzung des 

PDSG zu beobachten und eventuellen Fehlentwicklungen entgegenzu-

steuern. 

Verkauf von Arztsitzen an Firmen oder Finanzinvestoren

Der Vorstand des Deutschen Hausärzteverbandes wird beauftragt, durch ge-

eignete Maßnahmen daraufhin zu wirken, dass der Verkauf von Arztsitzen 

an Firmen oder Finanzinvestoren bundesweit weiter eingeschränkt wird.

MVZ-Gründungen – Mehr Transparenz, höhere Beschränkung 

der Gründungsbefugnis und stärkere Berücksichtigung von 

niederlassungswilligen Ärzt*innen

Die Delegierten des Deutschen Hausärzteverbandes bitten den Ge-

schäftsführenden Vorstand des Deutschen Hausärzteverbandes, auf den 

Gesetzgeber dahingehend einzuwirken, dass noch im Jahr 2020 durch ent-

sprechende gesetzliche Regelungen sichergestellt wird, dass
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1. ein MVZ – Transparenzregister eingeführt wird,

2. Vertragsärzte über die Mehrheit der Gesellschaftsantei-

le und Stimmrechte der MVZ Trägergesellschaft verfügen 

bzw. alle Entscheidungsstrukturen einer MVZ-Trägergesell-

schaft in Händen von Vertragsärzten liegen, 

3. jedenfalls die Gründungsbefugnis von Krankenhäusern 

wie bei den Zahnärzten auch für Ärzte-MVZ beschränkt 

wird und

4. niederlassungswillige Ärzte gegenüber sog. Konzeptbe-

werbungen von MVZ vorrangig zu berücksichtigen sind.

DHÄV und Tochtergesellschaften und Maßstäbe 

an Kooperationspartner

Die Delegierten des Deutschen Hausärzteverbandes for-

dern den Geschäftsführenden Vorstand des Deutschen 

Hausärzteverbandes auf, alle (eigene und die von Tochter-

organisationen) Kooperationspartner und -projekte dar-

aufhin zu prüfen, ob diese Kooperationspartner und -pro-

jekte Interessen an der Etablierung sektorenübergreifender 

Wertschöpfung haben bzw. das Eindringen in den haus-

ärztlichen Versorgungsbereich durch Kapitalkonzerne oder 

privatwirtschaftlich organisierte, nichtärztliche Gesell-

schaften planen. Solche Kooperationen oder Projektzusam-

menarbeit soll in keinem Fall stattfinden bzw. bestehende 

umgehend beendet werden.

Hierfür ist jeweils eine sorgfältige Prüfung in jedem Ein-

zelfall nötig.

Dies gilt auch für Projekte von Krankenkassen, die z.B. den 

Ausbau / die Etablierung von eigenständigen ärztlichen Be-

handlungen im Rahmen von 140er-Verträgen anbieten.

Antragsregister

Die Anträge, die bereits in die Delegiertenversammlung 

eingebracht und abgestimmt wurden, werden in ein An-

tragsregister übertragen. In diesem wird das Abstimmungs-

ergebnis dokumentiert, der Bearbeitungsstand aktuell ge-

halten und schließlich das endgültige Ergebnis vermerkt. 

Das Antragsregister kann von den Bundesdelegierten on-

line jederzeit eingesehen werden.

Medikamentensicherung

Der Deutsche Hausärzteverband fordert die Bundesregie-

rung auf, jetzt und in Zukunft die Versorgung der Patien-

ten/Bevölkerung mit medizinisch notwendigen lebens-

notwendigen Medikamenten sicherzustellen und eine 

dauerhafte Versorgung der Bevölkerung zu gewährleisten. 

Aus diesem Grund wird die Bundesregierung aufgefordert, 

die pharmazeutischen Produktionsstandorte für wich-

tige Medikamenten in Deutschlang und Europa auf ihre 

Leistungsfähigkeit und ihr Portfolio zu überprüfen und 

in einem zweiten Schritt die Produktion und die Stand-

orte so zu unterstützen, dass die Versorgung der Bevölke-

rung mit lebenswichtigen Medikamenten langfristig si-

chergestellt ist. 

Rahmenvertrag nach Paragraf 132 d Abs. 1 Satz 1 

SGB V zur Erbringung von spezialisierter 

ambulanter Palliativversorgung (SAPV)+

Der Deutsche Hausärzteverband fordert eine Überarbei-

tung des vorliegenden Entwurfs eines Rahmenvertrages 

zur SAPV unter Einbindung des Deutschen Hausärztever-

bandes und der hausärztlich tätigen Palliativmediziner. 

Keine Mindestvorgaben von Patienten bei Honorierung der 

NäPA-Leistungen

Die Delegierten des Deutschen Hausärzteverbandes fordern 

die KBV und den BA auf, die Vorgabe von einer Mindestan-

zahl von Patienten für die Honorierung der NäPA-Leistungen 

auszusetzen und nach Möglichkeit ganz abzuschaffen.

Nichtärztliche Praxisassistenten (NäPa)

Mit der Einführung der Nichtärztlichen Praxisassistenten 

folgte der EBM dem Vorbild der HZV-Verträge für die Re-

gelversorgung. Dabei fordert der Bundesmantelvertrag je-

doch, dass die NäPas mindestens 20 Wochenstunden in der 

Arztpraxis angestellt sind. Dieser arbiträrere Grenzwert 

berücksichtigt jedoch nicht die Lebenswirklichkeit vieler 

Praxisassistent*innen, die oft mit weniger als 20 Wochen-

stunden tätig werden wollen. Praxen mit solchen MFA kön-

nen aktuell, trotz ggf. vorliegender aufwändiger Qualifi-

kationen, keine Vergütung für die MFA erhalten und diese 

nicht in der Versorgung einsetzen. 

Die Delegierten des Deutschen Hausärzteverbandes for-

dern alle Vertreterinnen und Vertreter des Deutschen 

Hausärzteverbandes in den Gremien der Kassenärztlichen 

Bundesvereinigung (KBV) und den Kassenärztlichen Ver-

einigungen (KV) auf, durch entsprechende Antragsverfah-

ren und Beschlussvorlagen z.B. in Vertreterversammlungen, 

Hauptausschüssen, Beratenden Fachausschüssen usw. eine 

Anpassung oder gar vollständige Streichung der Vorgaben 

der Wochenarbeitsstunden der NäPa zu erwirken.

Der Geschäftsführende Vorstand wird gebeten, diese Linie 

bei EBM-Regelungen gegenüber der Kassenärztlichen Bun-

desvereinigung und den Krankenkassen öffentlich zu kom-

munizieren und Änderungen einzufordern.

Budgetierung der Gesprächsziffer 03230

Mit Sorge beobachtet der Hausärzteverband die Entwick-

lungen des EBM.

Die Stärkung der sprechenden Medizin in der hausärztli-

chen Versorgung, durch die Einführung der Gesprächsziffer 

03230 (Problemorientiertes ärztliches Gespräch), wurde be-

reits bei ihrer Einführung durch eine Budgetierung dieser 

Leistung (maximal die Hälfte aller Patient*innen einer Pra-

xis) konterkariert. Mit den neuen Regelungen zur extrabud-

Letzte Abstimmungen  
am Antrag: Dr. Nicola 
Buhlinger-Göpfarth, 
Tjarko Schröder, 
Robert Festersen (v.l.).

Dr. Barbara Römer, 
Vorsitzende des 
Hausärzteverbandes 
Rheinland-Pfalz



Eferox® –
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Eferox® Lösung Eferox® Jod Eferox®

Hypothyreose individuell behandeln.

• Eferox® Lösung zum Einnehmen 100µg / 5ml
Auch kleinste Dosen exakt dosierbar mit Dosierspritze

• Eferox® /Eferox®Jod
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hypophysäre Insuffizienz (sofern diese eine therapiebedürftige adrenale Insuffizienz zur Folge hat), akuter Myokardinfarkt, akute Myokarditis,
akute Pankarditis, Kombinationstherapie mit Levothyroxin und einem Thyreostatikum während der Schwangerschaft. Schwangerschaft/Stillzeit:
Keine gleichz. Anw. v. Thyreostatika; keine diagnostischen Schilddrüsensuppressionstests; kann währen der Stillzeit angewendet werden.
Nebenwirk.: Sehr häufig: Schlaflosigkeit; Kopfschmerzen; Herzklopfen. Häufig: Nervosität; Tachykardie. Selten: Pseudotumor cerebri (bes.
bei Kindern). Nicht bekannt: Überempfindlichkeit; innere Unruhe; Tremor; Herzrhythmusstörungen, pektanginöse Beschwerden; Hitzegefühl,
Kreislaufkollaps bei Frühgeborenen mit niedrigem Geburtsgewicht; Diarrhö, Erbrechen; Ausschlag, Urtikaria, Hyperhidrosis; Muskelschwäche,
Muskelkrämpfe, Osteoporose unter suppressiven Levothyroxin-Dosen, insbesondere bei postmenopausalen Frauen, hauptsächlich bei einer
Behandlung über einen langen Zeitraum; Menstruationsstörungen; Hitzeunverträglichkeit, Fieber.; Gewichtsabnahme; Natriummethyl-4-
hydroxybenzoat kann Überempfindlichkeitsreaktionen, auch Spätreaktionen, hervorrufen. Enthält Glycerol, Natriummethyl-4-hydroxybenzoat
(Ph. Eur.) (E 219). Packungsbeilage beachten. (verschreibungspflichtig). (Stand Februar 2020). Eferox® 25µg/50µg/75µg/100µg/125µg/150
µg/175µg/200µg Tabletten (Rp); Wirkstoff: Levothyroxin-Natrium; Zus.:1 Tabl. enth.: 25µg/50µg/75µg/100µg/125µg/150µg/175/200µg
Levothyroxin-Na. Sonst. Bestandt.: Magnesiumstearat (Ph.Eur.) [pflanzl.]; mikrokrist. Cellulose; Carboxymethylstärke-Natrium (Typ A) (Ph.
Eur.); schweres Magnesiumoxid. Anw: Schilddrüsenhormonsubstitution b. Hypothyreose jegl. Genese. Prophylaxe e. Rezidivstruma nach
Resektion d. Struma m. euthyreoter Funktionsl., benigne Struma m. euthyreoter Funktionsl., Suppressions- und Substitutionstherapie bei
Schilddrüsenmalignom, vor allem nach Thyreoidektomie; zusätzl. f. 25/50/75/100 µg: Begleittherapie b. thyreostat. Behandl. einer Hypothyreose
nach Erreichen d. euthyreoten Funktionsl.; zusätzl. f. 100/150/200 µg: Schilddrüsensuppressionstest. Gegenanz.: Überempfindlichkeit g. d.
Wirkstoff od. e. d. sonst. Bestandteile; unbeh. Hyperthyreose jegl. Genese, unbeh. adrenale Insuff., unbeh. hypophysäre Insuff. (sofern
therapiebedürftige adrenale Insuffizienz zur Folge), akut. Myokardinf., akut. Myokarditis, akut. Pankarditis. Schwangerschaft/Stillzeit: Keine
gleichz. Anw. v. Thyreostatika. Nebenwirk.: Sehr häufig: Schlaflosigkeit; Kopfschmerzen; Herzklopfen. Häufig: Nervosität; Tachykardie. Selten:
Pseudotumor cerebri (bes. bei Kindern). Nicht bekannt: Überempfindlichkeit; innere Unruhe; Tremor; Herzrhythmusstörungen, pektanginöse
Beschwerden; Hitzegefühl, Kreislaufkollaps bei Frühgeborenen mit niedrigem Geburtsgewicht; Diarrhö, Erbrechen; Ausschlag, Urtikaria,
Hyperhidrosis; Muskelschwäche, Muskelkrämpfe, Osteoporose unter suppressiven Levothyroxin-Dosen, insbesondere bei postmenopausalen
Frauen, hauptsächlich bei einer Behandlung über einen langen Zeitraum; Menstruationsstörungen; Hitzeunverträglichkeit, Fieber.;
Gewichtsabnahme. (verschreibungspflichtig). (Stand Februar 2020). Eferox® Jod 50µg/75µg/88µg/100µg/112µg/125µg/150µg // 150 µg und
100µg/100µgTabletten (Rp); Wirkstoffe: Levothyroxin-Natrium, Jodid; Zus.: -50µg/150µg: 1 Tabl. enth. 53,2-56,8µg Levothyroxin-Natrium x
H2O (entspr. 50µg Levothyroxin-Natrium), 196,2µg Kaliumiodid (entspr. 150µg Iodid). -75µg/150µg: 1 Tabl. enth. 79,8-85,2µg Levothyroxin-Na
x H2O (entspr. 75µg Levothyroxin-Na), 196,2µg Kaliumiodid (entspr. 150µg Iodid). -88µg/150µg: 1 Tabl. enth. 93,6-100,0µg Levothyroxin-Na x
H2O (entspr. 88µg Levothyroxin-Na), 196,2µg Kaliumiodid (entspr. 150µg Iodid). -100µg/150µg: 1 Tabl. enth. 106,4-113,6µg Levothyroxin-Na x
H2O (entspr. 100µg Levothyroxin-Na), 196,2 µg Kaliumiodid (entspr.150µg Iodid). -112µg/150µg: 1 Tabl. enth. 119,2-127,2µg Levothyroxin-Na x
H2O (entspr. 112µg Levothyroxin-Na), 196,2 µg Kaliumiodid (entspr.150µg Iodid). -125µg/150µg: 1 Tabl. enth. 133,0-142,0µg Levothyroxin-Na x
H2O (entspr. 125µg Levothyroxin-Na), 196,2µg Kaliumiodid (entspr. 150µg Iodid). -150µg/150µg: 1 Tabl. enth. 159,6-170,4µg Levothyroxin-Na
x H2O (entspr. 150µg Levothyroxin-Na), 196,2µg Kaliumiodid (entspr. 150µg Iodid), -100µg/100µg: 1 Tabl. enth. 100µg Levothyroxin-Na, 130,8µg
Kaliumiodid (entspr. 100µg Iodid); Sonst. Bestandt.: Carboxymethylstärke-Natrium (Typ A) (Ph.Eur.), mikrokrist. Cellulose, Magnesiumstearat
(Ph.Eur.) [pflanzlich] außer -100µg/100µg, Maisstärke. Anw: Zur Beh. d. einfach. Kropfes ohne gleichz. Funktionsstör., wenn aus ärztl. Sicht
neben Schilddrüsenh. zusätzl. lodgabe angezeigt ist. Zur Vorbeug. eines erneuten Kropfwachstums nach Radioiodbeh./Operation; - 100µg/100µg:
Zur Behandlung der Iodmangelstruma und Ergänzung des Iodbedarfs, insbes. b. euthyreoter Struma des Jugendlichen, des Erwachsenen ud. i.
d. Schwangerschaft; zur Rezidivprophylaxe nach Operation einer Iodmangelstruma. Gegenanz.: Bek. Überempfindlichk. gegen Bestandt.,
Hyperthyreose jegl. Herkunft, latente Hyperthyreose, fokale ud. diffuse Autonomien d. Schilddrüse, unbehandelte adrenale Insuffizienz,
unbehandelte hypophysäre Insuffizienz (sofern diese ei. therapiebedürftige adrenale Insuffizienz zur Folge hat), akuter Myokardinfarkt, akute
Myokarditis, akute Pankarditis, hypokomplementämische Vaskulitis, Dermatitis herpetiformis Duhring. Schwangerschaft/Stillzeit: konsequente
Weiterbehandlung. Nebenwirk.: Sehr häufig: Schlaflosigkeit; Kopfschmerzen; Herzklopfen. Häufig: Nervosität; Tachykardie. Selten: Pseudotumor
cerebri (bes. b. Kdrn.). Nicht bekannt: Überempfindlichkeit; innere Unruhe; Tremor; Herzrhythmusstörungen, pektanginöse Beschwerden;
Hitzegefühl, Kreislaufkollaps bei Frühgeborenen mit niedrigem Geburtsgewicht; Diarrhö, Erbrechen; Ausschlag, Urtikaria, Hyperhidrosis;
Muskelschwäche, Muskelkrämpfe, Osteoporose unter suppressiven Levothyroxin-Dosen, insbesondere bei postmenopausalen Frauen,
hauptsächlich bei einer Behandlung über einen langen Zeitraum; Menstruationsstörungen; Hitzeunverträglichkeit, Fieber; Gewichtsabnahme.
Im Falle der Überempfindlichkeit gegen Levothyroxin od. ei. d. sonst. Bestandt. kann es zu allergischen Reaktionen an der Haut (z. B. Ausschlag,
Urtikaria) und im Bereich der Atemwege, bei Iodüberempfindlichkeit kann es zu Fieber, Hautausschlag und Rötung, Jucken
und Brennen in den Augen, Reizhusten, Durchfall oder Kopfschmerzen kommen. (verschreibungspflichtig). (Stand März 2020).
Aristo Pharma GmbH, Wallenroder Straße 8 – 10, 13435 Berlin.
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getären Vergütung von Fällen auf Vermittlung der Termin-Service-Stellen 

(TSS-Fälle) sowie von Fällen im Rahmen der Corona-Pandemie werden die 

Widersprüchlichkeiten jedoch auf die Spitze getrieben. Auch für diese bei-

den Fallkonstellationen (TSS- und Corona-Fälle) werden die Ziffern 03230 

nur budgetiert angerechnet. Dies widerspricht klar den Anforderungen 

des Gesetzgebers, diese Fälle vollständig extrabudgetär zu vergüten.

Die Delegierten des Deutschen Hausärzteverbandes fordern alle Vertre-

terinnen und Vertreter des Deutschen Hausärzteverbandes in den Gremi-

en der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) und den Kassenärztli-

chen Vereinigungen (KV) auf, durch entsprechende Antragsverfahren und 

Beschlussvorlagen z.B. in Vertreterversammlungen, Hauptausschüssen, 

Beratenden Fachausschüssen usw. die vollständige extrabudgetäre Vergü-

tung dieser Fälle zu verhandeln.

Der Geschäftsführende Vorstand wird gebeten, diese Linie bei EBM-Rege-

lungen gegenüber der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und den Kran-

kenkassen öffentlich zu kommunizieren und Änderungen einzufordern.

Stärkung der Gesundheitskompetenz 

Die Kultusministerkonferenz wird aufgefordert dafür Sorge zu tragen, 

dass das Fach Gesundheitskompetenz in den Bildungsplänen der jeweili-

gen Bundesländer verpflichtend verankert wird. 

Wir fordern die Bestrebungen zu intensivieren, die darauf abzielen eine 

Verbesserung der Gesundheitskompetenz der Bevölkerung mit Unter-

stützung der Hausärzteschaft zu erreichen beispielsweise durch Koopera-

tionen mit den Kultus-und Sozialministerien, Modelltage an Schulen und 

Unterrichtmodulen und den regionalen Gesundheitskonferenzen.

Gewalt gegen Frauen

Die Bunderegierung wird aufgefordert, endlich einen nationalen Aktions-

plan gegen geschlechtsspezifische Gewalt in der Gesellschaft vorzulegen, 

der für alle betroffenen Ministerien überprüfbare Ziele, Zeitschienen und 

Verantwortlichkeiten festlegt. Die Istanbuler Konvention muss endlich 

konsequent umgesetzt werden. 

Der Hausärzteverband soll über seine Fortbildungsorganisation das IHF 

niedrigschwellige Fortbildungsangebote für Hausärztinnen und Hausärz-

te und ihre Teams zum Erkennen, Behandeln, Verhüten und Dokumentie-

ren von häuslicher Gewalt anbieten.

Pflegepersonalstärkungsgesetzes / MFA

Der Vorstand des Hausärzteverbandes wird aufgefordert, die Auswirkun-

gen des Pflegepersonalstärkungsgesetzes auf die Arbeitsmarktsituation 

unserer MFAs nicht aus den Augen zu verlieren.

Es gibt deutliche Anzeichen, dass die Krankenhäuser vermehrt MFA be-

schäftigen, deren Vergütung, da sie als Pflegekräfte eingestuft werden, zu 

100% von den Krankenkassen übernommen werden.

Da die MFA Ausbildung im Wesentlichen in den Praxen der niedergelas-

senen Ärzte erfolgt, und wir für unseren eigenen Bedarf ausbilden, ist dies 

im Wettbewerb um angestellte MFAs ein erheblicher Nachteil.

Es wird angeregt, hierzu Daten zu erheben und auf den Gesetzgeber ein-

zuwirken, diese Unwucht im Arbeitsmarkt mit geeigneten Mitteln zu 

beheben und die niedergelassenen Praxen in die Lage zu versetzen, ihre 

MFAs besser zu vergüten.  •


